
06. Mai 2025

Dobrindt: Keine pauschalen
Konsequenzen für AfD-
behördenangestellte!

Staatsbedienstete mit AfD-Mitgliedschaft stehen im Fokus:
Keine pauschalen Konsequenzen laut Dobrindt,
Diskussionen über rechtsextreme Einstufung.

Nordrhein-Westfalen, Deutschland - Die politische
Diskussion über die AfD und ihre Mitglieder in Deutschland
gewinnt an Intensität, insbesondere nach der Einstufung der
Partei als gesichert rechtsextremistisch durch das Bundesamt
für Verfassungsschutz. Bundesinnenminister Alexander Dobrindt
betont, dass Staatsbedienstete mit einer Mitgliedschaft bei der
AfD nicht automatisch mit dienstrechtlichen Konsequenzen
rechnen müssen. Dies bezieht sich konkret auf die
Verfassungstreue der Beamten, die laut Dobrindt
einzelfallabhängig betrachtet werden muss. Auf diese Weise
wird deutlich, dass nicht jede Mitgliedschaft bei der AfD



zwangsläufig zu einem Verlust des Beamtenstatus führen wird,
wie faz.net berichtet.

Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul unterstützt
Dobrindts Ansatz und fordert, dass für eine mögliche Entfernung
aus dem öffentlichen Dienst ein Nachweis der Verletzung der
Treuepflicht nötig ist. „Wir brauchen eine individuelle Prüfung
solcher Fälle und dürfen keine Schnellschüsse machen“, erklärt
Reul. Diese Aussagen kommen zu einem Zeitpunkt, während die
Diskussion über mögliche Konsequenzen und Verbotsverfahren
für die AfD bereits im Gange ist.

Aktuelle Umfragen zur Wählergunst

Die politische Landschaft wird zudem durch aktuelle Umfragen
geprägt. Laut einer Erhebung des Instituts Insa hat die AfD in
der Wählergunst leicht verloren und liegt nun bei 24,5 Prozent,
was einen Rückgang um 0,5 Prozentpunkte darstellt. Diese
Umfrage wurde zwischen dem 2. und 5. Mai 2025 unter 2.003
Bürgern durchgeführt. Auch die Union muss einen Rückgang von
0,5 Punkten auf 24,5 Prozent hinnehmen. Im Gegenzug
verbessert sich die SPD um 0,5 Punkte auf 16 Prozent, während
die Grünen stabil bei 11 Prozent und die Linke bei 10 Prozent
bleiben. Die FDP hingegen legt um einen Punkt zu und erreicht 4
Prozent, wie naanoo.com berichtet.

Zunahme rechtsextremistischer Aktivitäten

Der Anstieg der politischen Spannungen wird zudem durch die
Zunahme rechtsextremistischer Aktivitäten in Deutschland
untermauert. Nach den jüngsten Berichten des
Verfassungsschutzes gibt es nun etwa 40.600 Personen, die dem
rechtsextremistischen Spektrum zugeordnet werden können,
was einen Anstieg von 1.800 Personen im Vergleich zum Vorjahr
darstellt. Die Zahl der rechtsextremistischen Straftaten ist
ebenfalls gestiegen und belief sich im Jahr 2023 auf 25.660
Delikte, ein Anstieg von 22,4 Prozent im Vergleich zu 2022.
Darunter sind auch 1.148 Gewalttaten, was einem Anstieg von
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13 Prozent entspricht. Diese besorgniserregenden Trends
zeigen, wie wichtig die politische und gesellschaftliche
Auseinandersetzung mit dem Thema Rechtsextremismus in
Deutschland ist, so verfassungsschutz.de.

In diesem Kontext haftet der AfD, der immer noch ein
bedeutendes Wählerpotential hat, ein Image an, das von starker
politischer Ablehnung geprägt ist. Diese Entwicklungen in
Verbindung mit den aktuellen Wahlergebnissen und den
aufkommenden verfassungsrechtlichen Diskussionen um die
Partei könnten entscheidenden Einfluss auf die Zukunft der
politischen Landschaft in Deutschland nehmen.
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